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Abstract: Privatwirtschaftliche Freiheiten in der Gestaltung von Gesch�ftspro-

zessen werden h�ufig durch gesetzliche Regelungen eingeschr�nkt.
Da diese Regelungen auf unterschiedlichsten administrativen Ebenen
(von der Gemeinde, �ber Land, Bund bis zur Europ�ischen Union)
getroffen werden, ist der Einfluss der Gesetzgebung auf die Gesch�fts-
prozesse – und daraus resultierend f�r die organisatorischen Abl�ufe
– oft nur schwer zu �berschauen. Im vorliegenden Beitrag wird vor-
geschlagen, die Methode der Gesch�ftprozessmodellierung um Infor-
mationsobjekte bez�glich der zu ber�cksichtigenden Gesetzeskom-
ponenten zu erweitern.

1. Einleitung

Die weit verbreitete Methode der Gesch�ftsprozessmodellierung (oder engl.
Business Process Modelling, BPM) wurde entwickelt, um die einzelnen
Abl�ufe eines Gesch�ftsvorfalls zu verstehen, zu verbessern und gegebe-
nenfalls auch zu automatisieren1. Die logische Struktur der Modelle basiert
auf den kausalen Abh�ngigkeiten unter den abgebildeten Prozessschritten.
Werden keine Abh�ngigkeiten zwischen den einzelnen Prozessschritten
festgestellt, so kçnnen die Abl�ufe auch unabh�ngig voneinander – bspw.
parallel – organisiert werden. Die Pr�fung auf kausale Abh�ngigkeiten
geschieht mit dem Ziel den Gesamtprozess zu verbessern, und wird all-
gemein unter dem Begriff Prozessoptimierung zusammengefasst.

Eine wichtige Annahme dieser Vorgehensweise ist es, die einzelnen
Arbeitsschritte auf die jeweils wesentlichen Aspekte zu reduzieren. Demge-
m�ß ist der Erfolg einer Prozessoptimierung mit der F�higkeit verbunden,
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die relevanten Abl�ufe eines umfassenden Arbeitsablaufs darstellen zu
kçnnen.

Insbesondere in den Bem�hungen rund um die Schlagwçrter E-Govern-
ment und moderne Verwaltung wird immer wieder festgestellt, dass sich
das Verfahren der Prozessoptimierung sehr komplex gestaltet2. Schließlich
ergeben sich die wesentlichen Abl�ufe der çffentlichen Verwaltungs-
prozesse nicht aus der Summe individueller unternehmerischer Entschei-
dungen. Vielmehr sind die Kernabl�ufe der Verwaltung im çffentlichen
Recht festgelegt, das wiederum auf mehreren Ebenen artikuliert wird –
von der Gemeinde, �ber L�nder und den Bund bis zur Europ�ischen Union.
Der Einfluss der Gesetze auf den organisatorischen Optimierungsansatz
wird im Kontext des E-Government seit kurzem in der Literatur diskutiert3.

Freilich ist der starke Einfluss von Gesetzen auf einzelne Abl�ufe nur auf
den ersten Blick ein E-Government-Thema4. Man kann einen vergleich-
baren Einfluss der Gesetze auch bei privatwirtschaftlichen (Teil-)Prozessen
feststellen, beispielsweise in der Regulierung des europ�ischen Arbeits-
marktes, industriellen Sicherheits- und Qualit�tsbestimmungen sowie bei
der betrieblichen Mitbestimmung.

In diesem Beitrag soll anhand eines praktischen Beispiels gezeigt wer-
den, dass der Einfluss der Gesetze auf die Gesch�ftsprozesse an einigen
Stellen so stark ist, dass er in der Modellierung nicht vernachl�ssigt werden
sollte. Ferner wird eine Mçglichkeit der Darstellung skizziert.

2. Darstellung von reglementierten Prozessketten

Die Methode der Gesch�ftprozessmodellierung hat sich in zahlreichen
Bereichen als Werkzeug der modernen Organisationsgestaltung durch-
gesetzt. In den Prozessmodellen wird dem Einfluss der Gesetze nur indirekt
– meist durch die Einbeziehung von Experten bei der Aufnahme der
Abl�ufe – Rechnung getragen. Das Ergebnis ist eine meist unvollst�ndige
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Dokumentation regulierter Organisationsabl�ufe. Ferner sind die Organisa-
tionsformen sehr anf�llig f�r �nderungen in den externen Vorgaben. Wie
eine Umfrage unter den Entscheidungstr�gern der betroffenen Institutionen
zeigte, liegen die Ursachen daf�r in der fehlenden Dokumentation der Pro-
zesse, im mangelnden internen Fachwissen und in den externen Reglemen-
tierungen selbst5.

Eine mçgliche Vorgehensweise ist es daher, den reglementierenden Ein-
fluss direkt in das Modell mit aufzunehmen6. Als Beispiel f�r dieses Vor-
gehen ist in Abbildung 1 ein einfaches Antragsverfahren als ereignisgesteu-
erte Prozesskette (EPK)7 dargestellt. Zur Darstellung der logischen Struktur
von Abl�ufen benutzen EPKs Ereignisse (Diamant-Symbole) und Funktio-
nen (Rechtecke mit abgerundeten Ecken), wobei die Ereignisse als Vor-
bedingung f�r die Funktionen verstanden werden8. Die logischen Verkn�p-
fungsoperatoren (UND und ODER) beschreiben die Reihenfolge der
einzelnen Prozessschritte. Dieses Verfahren wird gemeinhin um Informati-
ons- und Organisationssymbole erweitert, die auf den Ablauf des Prozesses
keinen direkten Einfluss haben, aber ber�cksichtigt werden m�ssen. Wir
verwenden diese Symbole zur Darstellung der gesetzlichen Bestimmungen.

Grunds�tzlich ist das Vorgehen nicht auf EPKs beschr�nkt, da auch
andere Modellierungsans�tze und Erweiterungsobjekte bekannt sind9.
Durch die Implementierung der EPKs im SAP R/3 Analyser und im ARIS
Toolsset ist die Methode jedoch sehr weit verbreitet – insbesondere im
deutschsprachigen Raum. Dar�ber hinaus werden EPKs sehr h�ufig als
organisatorische Grundlage f�r weitere Formalisierung und Automatisie-
rung verwendet.

Der in Abbildung 1 dargestellte Prozess beschreibt das Antragsverfahren
f�r Rufnummern bei der Bundesnetzagentur in Bonn (www.bundesnetz
agentur.de). Das Verfahren ist im Telekommunikationsgesetz (TKG) geregelt
und kann ausschließlich online abgewickelt werden.
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Abbildung 1: EPK – erweitert um gesetzesrelevante Informationsobjekte

Das Kernverfahren der Beantragung von Rufnummern ist sehr simpel und
entspricht einer Standard Business-to-Government (B2G) Anwendung: Zur
Teilnahme am Online-Verfahren muss sich die beantragende Telefongesell-
schaft zun�chst bei der Bundesnetzagentur registrieren (§ 1, 2 TKG). Damit
verbunden ist die Anmeldung in einem automatischen Zahlungsverfahren,
welches in der Regel dem klassischen Bankeinzug entspricht (§ 16 Verwal-
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tungsverfahrenkostengesetz, VwKosG). Sind die beiden Vorraussetzungen
erf�llt, teilt die Bundesnetzagentur die Rufnummern zu und stellt eine
Rechnung an das Unternehmen.

Im Fall von Geb�hrenpflichten f�r Servicenummern fallen seit ca 2 Jah-
ren zus�tzliche Anforderungen an (§ 43 TKG) und der Prozess muss um die
entsprechenden Klauseln erweitert werden. Dabei werden die Telekom-
munikationsunternehmen angehalten, zus�tzliche Daten bei der Vergabe
der Rufnummern zu erheben und spezielle Inhaltskontrollen durchzuf�h-
ren. Ferner werden ein Firmensitz im europ�ischen Inland und eine ent-
sprechende Infrastruktur f�r die Datenerhebung vorausgesetzt.

Nach der Vergabe der Servicenummer hat die Bundesnetzagentur nach
§ 43 TKG unter anderem zu pr�fen, ob eine Servicenummer auch zeitnah
vergeben (binnen 90 Tagen) und regelm�ßig (mindestens 7 mal pro Halb-
jahr) genutzt wird. Dies geschieht automatisch durch das System der Bun-
desnetzagentur. Abbildung 2 zeigt den Systemausschnitt in einem Petri-
Netz.

Abbildung 2: Petri-Netz-Darstellung der Nummernkontrolle

Der Einfluss der Gesetze wurde bereits in Abbildung 1 deutlich und durch
die Informationsobjekte dargestellt. Durch die �bersetzung in mathema-
tisch formale Petri-Netze erh�lt der Wille des Gesetzgebers nun Einzug in
die Systemtheorie. Validierung und Simulation sind nun ebenso mçglich
wie fundierte Aufwandsabsch�tzungen f�r die Umsetzung, da aus den for-
malen Modellen direkt Heuristiken f�r ein Managementsystem abgeleitet
werden kçnnen10.
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3. Transparenz im Binnenmarkt und prozessorientierte
Gesetzgebung

Die Einbeziehung von Gesetzen in die Informationssymbole von Modellie-
rungssprachen wie beispielsweise die EPKs oder Aktivit�tsdiagramme hat
sich bei der Harmonisierung von reglementierten Abl�ufen und der Syn-
chronisation von reglementierten mit unreglementierten Prozessen bereits
mehrfach als sehr hilfreich erwiesen. Durch die �bersetzung in formal fun-
dierte Petri-Netze lassen sich die gesetzlichen Anforderungen an die Pro-
zesse auf ihre Eignung oder Behinderung von Automatisierungsvorg�ngen
hin pr�fen11.

Die vorgestellte Methode versucht dar�ber hinaus Prozesse robuster
gegen�ber �nderung in den Anforderungen der Gesetzgebung zu machen.
Zurzeit pr�fen wir die Mçglichkeit, die im Rahmen des E-Justice-Pro-
grams12 der Europ�ischen Union erarbeiteten Konzepte durch entspre-
chende Modellierung zu unterst�tzen13. Durch eine derartige Erfassung
kçnnten nicht nur die Fachverfahren l�nder�bergreifend visualisiert, son-
dern auch die Auswirkungen von Gesetzes�nderungen simuliert werden.
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